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Öffentliche Bekanntmachung 
 

der Satzung der Gemeinde Baindt 
 

 über die förmliche Festlegung der 2. Erweiterung des 
Sanierungsgebietes „Ortskern II“ 

 
 
 
Aufgrund § 142, Abs. 1 bis 3 des Baugesetzbuches (BauGB) und § 4 Abs. 1 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) jeweils in der derzeit gültigen Fas-
sung hat der Gemeinderat der Gemeinde Baindt folgende Satzung zur 2. Erweiterung 
des Sanierungsgebietes „Ortskern II“ am 11.10.2022 beschlossen: 
 
 

§ 1 Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
 
Mit Beschluss vom 13.01.2015 (ortsüblich bekannt gemacht am 16.01.2015) hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Baindt die Sanierungssatzung für das Gebiet „Ortskern II“ 
beschlossen. Am 27.11.2018 hat der Gemeinderat der Gemeinde Baindt der Satzung 
zur 1. Erweiterung des Sanierungsgebietes „Ortskern II“ (ortsüblich bekannt gemacht 
am 30.11.2018)  zugestimmt. 
 
Das Sanierungsgebiet „Ortskern II“ wird mit dieser 2. Erweiterung um die im nachfol-
genden Abgrenzungsplan der Wüstenrot Haus- und Städtebau GmbH, Ludwigsburg 
vom 15.09.2022 dargestellten Teilbereiche des Flurstückes Nr. 58/12 und 67/1 erwei-
tert (blau schraffiert) und um Flurstück 18 sowie um eine Teilfläche Flurstück Nr. 834 
(grün umrandet) reduziert. Der Erweiterungsbereich ist im genannten Plan durch eine 
blaue Abgrenzung, die sich an die schwarze Abgrenzung des ursprünglichen  
Sanierungsgebietes anschließt, gekennzeichnet. Der Lageplan ist Bestandteil dieser 
Satzung. 
 

§ 2 Verfahren 
 
Die Sanierungsmaßnahme wird im klassischen Verfahren durchgeführt. Die besonde-
ren sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 – 156 BauGB finden Anwendung. 
Sämtliche Rechtsauswirkungen der bestehenden und derzeit aktuellen gültigen Sanie-
rungssatzung gelten auch für die in § 1 und im Lageplan bezeichneten Grundstücke. 
 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 

Die Satzung wird gemäß § 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung rechtsver-
bindlich. 
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Bekanntmachungshinweise: 
 
1. Die Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen. Hierbei ist auf die Vorschriften 

der §§ 152 bis 156a BauGB hinzuweisen. 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, dem Grundbuchamt die rechtsverbindliche Sa-

nierungssatzung mitzuteilen und hierbei die von der Sanierungssatzung be-
troffenen Grundstücke einzeln aufzuführen. 

 
Verfahrenshinweise: 
 
Die Sanierungssatzung und die Beurteilungsunterlagen, insbesondere der Ergebnis-
bericht der vorbereitenden Untersuchungen, gem. 141 Absatz 1 BauGB, auf Grund 
derer die Sanierungsatzung beschlossen worden ist, können von jedermann wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten im Rathaus der Gemeinde Baindt, Zimmer 3.3, einge-
sehen werden. 
 
Eine etwaige Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne-
ten Verfahrens- oder Formvorschriften sowie etwaige Mängel der Abwägung beim 
Zustandekommen dieser Satzung sind nach § 215 Absatz 1 BauGB unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Sanie-
rungssatzung gegenüber der Kommune geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Eine etwaige Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassenen Ver-
fahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Sanierungssatzung wird nach § 4 
GemO in dem dort bezeichneten Umfang unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich un-
ter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb ei-
nes Jahres seit Bekanntmachung der Sanierungssatzung gegenüber der Kommune 
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn  
 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind oder 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 Gemeindeordnung wegen Gesetz-

widrigkeit widersprochen hat, oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat, o-
der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Kom-
mune unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 

 
 
Baindt, den 11.10.2022 
 
gez. Simone Rürup 
Bürgermeisterin 
 


